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Geſetz Sammlung 
für die 


Königlichen Preußiſchen Staaten. 


—— Nr. 41. 


(Nr. 2521.) Allerhöchſte Konzeſſions⸗ und Beftätigungs- Urkunde für die Niederſchleſiſche 
Zweigbahn⸗Geſellſchaft vom 8. November 1844., nebſt dem Geſellſchafts⸗ 
Statute. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Koͤnig von 


Preußen ꝛc. ic. 


Nachdem zum Zwecke der Erbauung und Benutzung einer Eiſenbahn, 
welche von Glogau uͤber Sprottau und Sagan zum Anſchluſſe an die Nieder⸗ 
ſchleſiſch⸗Maͤrkiſche Eiſenbahn geführt werden ſoll, eine Geſellſchaft mit einem 
Grundkapitale von 1,500,000 Thlr. gebildet worden iſt, wollen Wir zur Aus⸗ 
fuͤhrung der gedachten Eiſenbahn hiermit Unſere landesherrliche Zuſtimmung er⸗ 
theilen, indem Wir zugleich beſtimmen, daß die in dem Geſetze uͤber die Eiſenbahn⸗ 
Unternehmungen vom 3. November 1838. ergangenen allgemeinen Vorſchriften, 
insbeſondere diejenigen über die Expropriation, auf das oben bezeichnete Unter⸗ 
nehmen Anwendung finden ſollen. 

Auch wollen Wir die vorerwaͤhnte Geſellſchaft unter der Benennung: 
„Niederſchleſiſche Zweigbahn⸗Geſellſchaft“, als eine Aktien⸗Geſellſchaft nach den 
Veſtimmungen des Geſetzes vom 9. November 1843. hierdurch beſtaͤtigen und 

— das anliegende mittelſt notarieller Verhandlungen vom 4. Maͤrz und 25. Sep⸗ 
tember dieſes Jahres vereinbarte Statut dieſer Geſellſchaft unter der Maaßgabe: 
zu §. 69. daß ſowohl die Genehmigung als die Abaͤnderung der Fahr⸗ 
a Plaͤne Unſerem Finanzminiſter vorbehalten bleibt, 
in allen Punkten genehmigen. e 
Die gegenwaͤrtige Konzeſſions⸗ und Beſtaͤtigungs⸗Urkunde ſoll nebſt den 


Statuten durch die Geſetzſammlung bekannt gemacht werden. 
Gegeben Sansſouci, den 8. November 1844. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 
Flottwell. Uhden. 
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Jahrgang 1824. (Fr. 2321.) 97 Sta⸗ 
(Ausgegeben zu Berlin den 17. Dezember 1844.) 
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Statut 


der 


Niederſchleſiſchen Zweigbahn-Geſellſchaft. 


I. Bildung, Zweck und Fonds der Geſellſchaft. 
§. 1. Mit Allerhoͤchſter Genehmigung iſt eine Aktien⸗Geſellſchaft unter der 


Benennung: 5 

| Niederſchleſiſche Zweigbahn-Geſellſchaft 

zu dem Zwecke zuſammengetreten, eine Eiſenbahn zur Verbindung der Staͤdte 
Glogau, Sprottau und Sagan mit der Niederſchleſiſch⸗Maͤrkiſchen Eiſenbahn 
zu erbauen, zu unterhalten, und zum Transporte von Perſonen, Waaren und 
andern Gegenſtaͤnden zu benutzen. 

Sie hat Korporationsrechte, und wird nach Maaßgabe dieſes Statuts 
durch eine Direktion repraͤſentirt. 

Glogau iſt ihr Domizil und der Sitz ihrer Verwaltung, das Koͤnigliche 
Sands und Stadtgericht zu Glogau ihr Gerichtstand. i 

$. 2. Die Bahn ſoll direkt von Glogau über Quaritz, Waltersdorf, 
Sprottau, Buchwald, Polniſch Machen, Sagan, zum Anſchluß an die Nieder⸗ 
ſchleſiſch⸗Maͤrkiſche Bahn geführt und in der von der Direktion unter Geneh⸗ 
migung des Staats feſtzuſtellenden Art konſtruirt werden. 

Zum Bau der Bahn gehört die Errichtung der zu ihrer kuͤnftigen Be 
nutzung erforderlichen Gebaͤude und Anlagen. 

Die Beſtimmung des Anſchlußpunktes an die Niederſchleſiſch⸗Maͤrkiſche 
Bahn bleibt unter Zuziehung des Ausſchuſſes, der Wahl der Direktion und 
der Vereinigung der Geſellſchaftsvorſtaͤnde mit der Niederſchleſiſch⸗Maͤrkiſchen 
Bahngeſellſe 4 vorbehalten. 

1 ce wird die Transporte auf der Bahn durch Dampf⸗ 
wagen oder andere Befoͤrderungsmittel für eigene Rechnung bewirken. 

Die Errichtung anderer Zweigbahnen oder ſonſtiger Kommunikationswege, 
bleibt fpäteren Beſchluͤſſen der Geſellſchaft, unter Genehmigung des Staats, vor⸗ 
behalten, auch wird dieſelbe, wenn fie es ihrem Intereſſe gemäß findet, oder 
durch höhere Beſtimmungen dazu veranlaßt werden ſollte, Anderen die Mitbe⸗ 
nutzung der Bahn zu Perſonen- und Waarentransporten gegen Entrichtung 
eines beſtimmten Bahngeldes geſtatten. 

Die Geſellſchaft behaͤlt ſich deshalb vor, mit den Unternehmern anderer, 
mit ihrer eigenen Bahn in direkte Verbindung zu ſetzenden Eiſenbahnen, uͤber 
die gemeinſchaftliche Benutzung der beiderſeitigen Bahnen oder einer derſelben, 
oder uͤber ihre anderweitige Betheiligung bei ſolchen Unternehmungen, unter Ge⸗ 
nehmigung des Staats, Vertraͤge zu ſchließen. 

4. Das zum Bau der S. 2. bezeichneten Bahn nebſt Zubehör, zur 
Anſchaffung des Betriebsmaterials und Inventarü, zur Verzinſung der — 55 
un⸗ 
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lungen und Beſtreitung der Generalkoſten bis zu dem S. 5. beſtimmten Zeit⸗ 
punkte erforderliche Kapital wird vorlaͤufig auf 


1,500,000 Thaler 
feſtgeſetzt, und auf f 
15,000 Aktien zu 100 Thaler 


auf jeden Inhaber lautend, auf deren jede ein Einſchuß von hoͤchſtens 10 Thaler 
auf einmal eingefordert werden kann, vertheilt. 

Von dieſem Kapital wird ein Betrag von 150,000 Thaler als Reſerve⸗ 
Fonds zur Deckung einer moͤglichen Steigerung des vorlaͤufigen Anſchlages, bei 
dem noch nicht zu uͤberſehenden Anſchluß an die Hauptbahn, und bei der von 
ang Entſcheidung noch abhängigen Bahnhofs-Anlage in Glogau disponirt 
werden. 

§. 5. Die definitive Feſtſtellung des benoͤthigten Kapitals erfolgt auf 
eingeholte Genehmigung des Königlichen Finanzminiſterii, nach Ablauf des. ers 
ſten vollen Betriebs jahres. 

Sollte daſſelbe ſich nicht auf den angenommenen Betrag von 1,500,000 
Thaler belaufen, ſo wird aus dem Ueberſchuß bis zu einem Betrage von 
75000 Thaler ein Reſervefonds zur Beſtreitung der Koſten der Erneuerung 
und Vermehrung des Inventariums ſowohl der Bahn als der Betriebsmittel, 
fo wie zur Deckung der in außerordentlichen Faͤllen nöthigen Ausgaben gebil⸗ 
det, der etwa noch verbleibende Ueberreſt aber verhaͤltnißm ßig an die Inhaber 
der Aktien zurückgezahlt, wenn nicht die Geſellſchaft in ihrer General⸗Verſamm⸗ 
lung beſtimmt, daß derſelbe ebenfalls ganz oder theilweiſe zum Reſervefonds ge⸗ 
nommen werden ſoll. 

Sollte ſich dagegen ein Mehrbedarf herausſtellen, ſo wird, unter bera⸗ 
thender Mitwirkung des Ausſchuſſes, nach der Wahl der Direktion und mit 
Zuſtimmung des Koͤniglichen Finanzminiſterii, entweder das Aktienkapital dem 
entſprechend erhoͤht, oder der fehlende Betrag durch eine Anleihe auf Prioritaͤts⸗ 
Obligationen beſchafft. 

Im Falle von dem nach 8. A. beſtimmten Anlagekapitale von 1,500,000 
Thaler nicht 75/000 Thaler für den vorerwaͤhnten Reſervefonds uͤbrig bleiben, 
wird zur Bildung deſſelben nach Vollendung der Bahn aus dem Ertrage des 
Unternehmens fo lange und ſo oft der Reſervefonds nicht 75,000 Thaler Be⸗ 
ſtand hat, alljaͤhrlich mindeſtens 1 Prozent des Aktienkapitals zuruͤckgelegt. 

Dieſer jaͤhrliche Beitrag zum Reſervefonds kann nach Bedürfniß von 
der Direktion der Geſellſchaft unter Mitwirkung und Genehmigung des Aus⸗ 
ſchuſſes (Nr. 5. a. c. $. 54.) erhöht werden, bis der Beſtand des Reſervefonds 
eine Hoͤhe von 5 Prozent des Aktienkapitals erreicht, wonaͤchſt die Zinſen des 
Reſervefonds den jahrlichen Dividenden zutreten. 

Bei Erhöhung des Aktienkapitals haben diejenigen, welche zur Zeit der 
Emiffion der neuen Aktien Aktionaire der Geſellſchaft find, den Vorzug, jedoch — 
da keine andere neue Quittungsbogen oder Aktien, als uͤber volle 100 Thaler 
ausgefertigt werden koͤnnen — nur in fo weit, als fie ſich im Beſitz fo vieler 
alter Aktien befinden, daß auf deren Betrag, im Verhaͤltniſſe des geſammten 
alten Aktienkapitals von 1,500,000 Thaler zu dem jedes maligen neuen Aktien⸗ 
Kapitale mindeſtens eine volle neue Aktie von 100 Thaler fallen würde, derge— 
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ſtalt alſo, daß z. B. bei einer Vergrößerung des alten Aktienkapitals um 
150,000 Thaler der Beſitzer von weniger als 10 alten Aktien auf keine neue, 
der Beſitzer von 10 bis 19 alten Aktien auf eine neue „ von 20 bis 29 alten 
auf zwei neue u. ſ. w. Anſpruch machen kann, folglich jede nicht durch 10 theil⸗ 
bare Zahl von alten Aktien unberuͤckſichtigt bleibt. 


II. Aktien, Aktionaire, Zinſen und Dividenden. 


5. 6. Die Aktien werden auf jeden Inhaber lautend nach dem, dieſem 
Statut angefügten Schema auf Höhe von 100 Thaler ſtempelfrei ausgefertigt, 
und erſt dann ausgegeben, wenn der volle Betrag für dieſelben zur Geſellſchafts⸗ 
Kaſſe berichtigt iſt. 

§. 7. Das Komité je Bildung der Geſellſchaft hat vorläufig befon- 
dere mit der Nummer der Fünftigen Aktie verfehene Quittungsbogen, auf wel⸗ 
chen über die ſukzeſſive zu leiſtenden Einſchußzahlungen quittirt wird, über jeden 
Aktienbetrag von 100 Thaler auf die Namen der urſpruͤnglichen Aktienzeichner 
ausgefertigt und demſelben behaͤndigt. f 

Hierdurch ſind dieſelben Aktionaire, d. h. Theilnehmer an den Rechten 
und Pflichten der Geſellſchaft nach Maaßgabe dieſes Statuts geworden. 

$. 8. Die Direktion ſetzt mit der Beſchraͤnkung des §. 4. die Höhe 
und den Zeitpunkt der auf die Aktien zu leiſtenden Einzahlungen feſt. 

Die Einforderung geſchieht durch zweimalige Bekanntmachung in den 
§. 19. bezeichneten oͤffentlichen Blättern, dergeſtalt, daß die letzte Inſertion ſpaͤ⸗ 
teſtens vier Wochen vor dem letzten Einzahlungstage erfolgen muß. 

§. 9. Die urſpruͤnglichen Aktienzeichner find für den vollen Nominal⸗ 
Betrag ihrer Aktien verhaftet und koͤnnen ſich von dieſer Verpflichtung durch 
Uebertragung ihrer Rechte an Andere nicht befreien, der Direktion der Geſell⸗ 
ſchaft iſt es jedoch vorbehalten, ſobald 40 Prozent eingezahlt ſind, die Freilaſ⸗ 
ſung der urſpruͤnglichen Aktienzeichner von der ferneren Verhaftung zu beſchließen. 

Bis dahin werden alle Einzahlungen als für Rechnung des urfprüng- 
lichen Aktienzeichners geſchehen, erachtet, und die Geſellſchaft iſt von etwanigen 
Zeſſionen der Quittungsbogen Kenntniß zu nehmen ni t verbunden. 

Nach erfolgter Entlaſſung der urſpruͤnglichen Aktienzeichner aus der per⸗ 
e Verbindlichkeit gegen die Geſellſchaft iſt jeder Vorzeiger eines die fruͤ⸗ 

er berichtigten Einſchuͤſſe nachweiſenden, auf ſeinen Namen ausgeſtellten oder 
ihm zedirten Quittungsbogen als deſſen Eigenthuͤmer legitimirt. 

$. 10. Kann ein Aktionair bei Einzahlungen den Quittungsbo en nicht 
vorlegen, ſo empfaͤngt er uͤber die geleiſteten Zahlungen Interim ⸗VBeſ. eini⸗ 
gungen, welche auf den Namen des Zahlenden ausgeftellt, und gegen deren Kück- 
gabe die Quittungen auf den ſpaͤter etwa vorgelegten Bogen vermerkt werden. 

Tritt dieſer Fall nach erfolgter Entlaſfung des urfprünglichen Zeichners 
aus der perſoͤnlichen Verbindlichkeit ein (S. 9.), ſo kann nach erfolgter gaͤnz⸗ 
licher Einzahlung die Aktie nicht eher verabfolgt werden, als bis der Quittungs⸗ 
bogen oͤffentlich aufgeboten und mortifizirt iſt (S. 16.). 

5. 11. Zahlt ein Aktionair einen eingeforderten Einſchuß nicht fritefteng 

am 
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am letzten Zahlungstage ($. 8.) ein, ſo verfaͤllt derſelbe für jeden Aktienbetrag 
von 100 Thaler in eine Konventionalſtrafe von 2 Thalern. 

Es wird ſodann unter zweimaliger oͤffentlicher Bekanntmachung durch 
die §. 19. bezeichneten Öffentlichen Blätter der Inhaber unter Angabe der Num⸗ 
mer der Quittungsbogen, bei welchem der Verzug eingetreten iſt, aufgefordert, 
die ſchuldige Rate nebſt einer Konventionalſtrafe von 2 Prozent des vollen No⸗ 
— 4 der Aktien, fuͤr welche der Quittungsbogen ausgefertigt iſt, ein⸗ 
zuzahlen. ö 
Erfolgt auch dann innerhalb vier Wochen nach ergangener Bekannt⸗ 
machung die Zahlung der rückftändigen Quote und der Strafe nicht, fo verfal⸗ 
len die auf den betreffenden Quittungsbogen gemachten Einſchuͤſſe der Sn 
re der Bogen felbft und die für denſelben etwa ertheilten Interims⸗Be⸗ 
cheinigungen werden unter oͤffentlicher Bekanntmachung fuͤr erloſchen erklaͤrt. 
An die Stelle des annullirten Quittungsbogens wird ein anderer, welcher die 
naͤmlichen Rechte und Pflichten wie der frühere begründet, ausgefertigt und zum 
Beſten der Geſellſchaft an einer Boͤrſe durch einen vereideten Maͤkler verkauft. 

So lange jedoch die perſoͤnliche Verpflichtung des urſpruͤnglichen Aktien⸗ 
zeichners dauert (§. 9.), iſt die Direktion auch berechtigt, denſelben oder wenn 
er auf geſetzliche Weiſe der perſoͤnlichen Verhaftung entlaſſen iſt, den in ſeine 
Stelle getretenen Aktionair auf den ruͤckſtaͤndigen Aktienbetrag und die Konven⸗ 
tionalſtrafe gerichtlich in Anſpruch zu nehmen. 

§. 12. Nach erfolgter Einzahlung des ganzen Nominalbetrages einer 
Aktie wird dem in dem Quittungsbogen benannten Aktionair und reſp. demje⸗ 
nigen, welcher ſich als rechtmäßiger Beſitzer des Quittungsbogens ausweiſt, ge⸗ 
gen Ruͤckgabe deſſelben eine Aktie ausgehaͤndigt. 

Die Richtigkeit der Legitimation desjenigen, der den Quittungsbogen praͤ⸗ 
ſentirt und die Aktie in Empfang nimmt, iſt die Direktion zu pruͤfen zwar be⸗ 
rechtigt, aber nicht verpflichtet. 

8. 13. Die von den Aktionairen eingezahlten Raten werden von dem 
in der Ausſchreibung beſtimmten letzten Einzahlungstage mit 4 Prozent jährlich 
bis zum Schluſſe desjenigen Jahres, in welchem die ganze Bahn in Betrieb 
geſetzt wird, verzinſt, und dieſe Zinſen aus dem Baufonds entnommen, ſo weit 
ſie nicht aus dem bis zu jenem Zeitpunkte aus dem Betriebe aufkommenden 
Ertrage gedeckt werden. i f 905 

Vom Verfalltage der letzten Einzahlung bis zum Schluſſe desjenigen 
Jahres, in welchem die ganze Bahn in Betrieb geſetzt wird, werden die Zinſen 
dalbjaͤhrig, und zwar im Januar und Juli, für das jedesmal letztvergangene 
Kalender- balbjahr (beziehungsweiſe das Erſtemal fuͤr die darnach zu berech⸗ 
nende Kalenderzeit) bei der Geſellſchaftskaſſe auf beſondere Zinskoupons, die zu 
jeder Aktie fuͤr die oben erwaͤhnte Zeit ausgegeben und der Zahl nach auf den 
Aktien vermerkt werden, erhoben. | 

Die Berichtigung der Zinſen bis zur letzten Theilzahlung geſchieht durch 
Abrechnung auf die jedesmaligen ferneren Theilzahlungen. 

Die uͤber die letzteren auf die Quittungsbogen oder im Fall des S. 10. 
auf die Interims⸗Beſcheinigung zu ſetzenden Vermerke enthalten daher zus 
(Nr. 2521.) gleich 
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gleich den Beweis der erfolgten Berichtigung der von den fruͤheren Einſchuͤſ⸗ 
ſen bis dahin abgelaufenen Zinſen. 

Durch Erwerbung eines Quittungsbogens geht das Recht auf die Zin⸗ 
ſen = Einſchuͤſſe, auch ohne, daß deren befondere Erwähnung geſchieht, 
mit uͤber. 

$. 14. Von dem Zeitpunkte ab, mit welchem die im 5. 13. feſtgeſetzte 
Verzinſung aus dem Baufonds aufhoͤrt, treten die aus dem Betriebe entſtehen⸗ 
den Dividenden, d. h. die verhaͤltnißmaͤßigen Antheile an dem nach Abzug aller 
Aus gaben, fo wie des zum Reſervefonds zu nehmenden Betrags (S. 5.) nach 
den Jahresabſchluͤſſen verbleibenden Gewinne, an die Stelle der Zinſen. 

Die Hoͤhe der Dividenden wird ſofort nach der in den erſten drei Mo⸗ 
naten des naͤchſtfolgenden Kalenderjahres zu ziehenden Bilanz feſtgeſtellt. 

Mit jeder Aktie werden fuͤr eine angemeſſene Anzahl von Jahren Divi⸗ 
dendenſcheine ausgereicht, auf welche nach vorgaͤngiger oͤffentlicher Aufforderung 
($. 19.) der jedesmalige Betrag der einjährigen Dividende bei der Geſellſchafts⸗ 
kaſſe erhoben werden kann. 

Nach Ablauf des letzten Jahres werden ſie durch neue erſetzt, deren An⸗ 
zahl auf der Aktie vermerkt wird. 

N $. 15. Dividendenſcheine, welche innerhalb vier Jahren von dem darin 
bezeichneten Wee ab nicht erhoben worden, verfallen zum Vortheile der 
Geſellſchaft. Ein oͤffentliches Aufgebot und eine Mortifikation verlorener Divi⸗ 
dendenſcheine iſt innerhalb des obigen Zeitraums auf Antrag und auf Koſten 
des Betheiligten zulaͤſſig. b a 

* $. 16. Ein nicht annullirter Quittungsbogen, hinſichtlich deſſen der ur⸗ 
ſpruͤngliche Inhaber bereits aus der Verbindlichkeit entlaſſen iſt (8. 9.), fo wie 
die nach S. 13. auszugebenden Zinskoupons und die Aktien ſelbſt müffen, wenn 
ſie angeblich vernichtet oder von dem Beſitzer verloren worden, oͤffentlich aufge⸗ 
boten und mortifizirt werden, bevor ſie erſetzt werden. f 

Der Gerichtsſtand fuͤr dieſe Aufgebote iſt das Koͤnigliche Land⸗ und 
Stadtgericht zu Glogau. 

§. 17. Jeder Aktionair hat nach Verhaͤltniß der Zahl ſeiner Aktien An⸗ 
theil an dem geſammten Eigenthume, dem Gewinne und Verluſte der Geſell⸗ 
ſchaft, er haftet jedoch für Verbindlichkeiten derſelben nur mit dem Betrage ſei⸗ 
ner Aktien, niemals aber mit feinem übrigen Vermoͤgen, auch nicht mit den 
von den Einſchuͤſſen und Aktien bereits erhobenen Zinſen und Dividenden. 


III. Verfaſſung der Geſellſchaft und Verwaltung ihrer Angelegenheiten. 


$. 18. Die Geſellſchaft handelt entweder unmittelbar in ordentlichen oder 
außerordentlichen Generalverſammlungen, oder mittelbar durch die Direktion, 
durch den Ausſchuß oder durch Beamte. 


A. Von den Generalverſammlungen. 


§. 19. Die Generalverſammlungen werden von der Direktion berufen 
und in Glogau abgehalten. Die Einladung erfolgt durch zweimalige Bekannt⸗ 
ma⸗ 


machung in den zwei zu Breslau, unter dem Titel die Breslauer und die 

Schleſiſche, erſcheinenden Zeitungen, in der Allgemeinen Preußiſchen und in der 

Voſſiſchen Zeitung, fo wie in den Blaͤttern der Städte Glogau, Sprottau, 

Sagan. Die letzte Inſertion muß ſpaͤteſtens vierzehn Tage vor dem Tage der 

Verſammlung erfolgen. Durch Inſertion in die vorgenannten Öffentlichen Blaͤt⸗ 

ter werden überhaupt alle Bekanntmachungen und Aufforderungen veröffentlicht, 

und kein Aktionair kann ſich, wenn dies geſchehen iſt, mit dem Einwande ſchuͤtzen, 
daß ihm ſolche nicht bekannt geworden ſind. Bei dem Eingehen der einen oder 
der andern der vorgenannten Zeitungen beſtimmt die Direktion, in welcher an⸗ 
deren Zeitung die Bekanntmachung erfolgen fol. 

$. 20. Ordentliche Generalverſammlungen finden jaͤhrlich am letzten 

Sonnabende des Monats Mai ſtatt, die Erſte im erſten Jahre nach vollſtaͤn⸗ 

diger Eroͤffnung der Bahn. Gegenſtaͤnde der Berathung und der Beſchluß⸗ 

nahme in den Generalverſammlungen ſind: 
1) der Bericht der Direktion uͤber die Ausfuͤhrung des Baues und uͤber 
die Geſchaͤfte des verfloſſenen Jahres unter Vorlegung des vom Aus⸗ 

(Hufe geprüften Rechnungsabichluffes; 

2) die Entſcheidung über ſolche Rechnungs» Erinnerungen des Ausſchuſſes, 
in Betreff deren derſelbe ſich mit der rechnungslegenden Direktion 
nicht einigen kann, vorbehaltlich der weiteren ſchiedsrichterlichen Beru⸗ 
fung nach Maaßgabe des 5. 21.; 

3) die Wahl der Ausſchußmitglieder, ſo wie deren Stellvertreter, und 
der Beſchluß über die Entlaffung der Geſellſchaftsvorſtaͤnde; SS. 45. 


und 48.; 
4) die Ausdehnung der Geſchaͤfte der Geſellſchaft durch Anlage von 
Zweig⸗ oder Verbindungsbahnen und anderen Kommunikationswegen; 
5) die Beſchlußnahme über alle Angelegenheiten, welche der Generalver⸗ 
ſammlung von den Staatsbehoͤrden, der Direktion oder einzelnen 
Aktionairen zur Entſcheidung vorgelegt werden; 
6) zu Abaͤnderungen und Ergaͤnzungen des Statuts; 
7) zur Aufhebung der Beſchluͤſſe fruͤherer Generalverſammlungen; 
8) zur Aufloͤſung der Geſellſchaft. But 
In den Fällen unter Nr. 3. 4. 6. 7. und 8. iſt die Berufung einer 
Generalverſammlung und zur Ausführung der Beſchluͤſſe uͤber die unter Nr. 4. 
6. und 8. benannten Gegenftände die Genehmigung des Staats erforderlich. 
5. 21. Sollte die Generalverſammlung in dem Falle des §. 20. unter 
Nr. 2. ſich nicht ſofort fuͤr die Dechargirung der Direktion entſcheiden, ſo iſt 
fie berechtigt, drei Reviſoren aus der Zahl der Aktionaire zu ernennen, welche 
die ee zu prüfen und bei dem Befunde der Richtigkeit zu dechargi⸗ 
ren haben. 
Werden von dieſen Reviſoren Monita erhoben, deren Erledigung nach 
ihrem, durch Stimmenmehrheit zu faſſenden Beſchluſſe durch die von der Di⸗ 
rektion zu gebenden Aufſchluͤſſe nicht erfolgt, ſo verbleibt der naͤchſten ordent⸗ 
lichen Generalverſammlung die Entſcheidung uͤber die unerledigt gebliebenen 
Punkte, und, ſofern ſich die Direktion dieſer Entſcheidung nicht unterwerfen will, 
die Beſchlußnahme uͤber die weiter zu ergreifenden Maaßregeln. 
(Nr. 2521.) Soll⸗ 
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Sollten die Neviſoren nicht innerhalb dreier Monate nach Zuftellung der 
Rechnung der Direktion ihre Erinnerungen ſchriftlich zugefertigt haben, ſo wird 
die Rechnung fuͤr dechargirt erachtet. 


8. 22. Beſondere Anträge einzelner ſtimmfaͤhiger Aktionaire ($. 20. ad 5.) 
muͤſſen ſpaͤteſtens acht Tage vor der Generalverſammlung dem Vorſitzenden der 
Direktion ſchriftlich mitgetheilt werden, widrigenfalls der Letzteren freiſteht, den 
Vortrag daruͤber bis zur naͤchſten Generalverſammlung zu vertagen. 


§. 23. Außerordentliche Generalverſammlungen finden ſtatt, wenn ihre 
Berufung nach . 20. erforderlich iſt, wenn die Direktion fie ſonſt für noͤthig 
erachtet oder der Ausſchuß deren Berufung verlangt. In der Ein ladung zu 
denſelben muß der Gegenſtand der Verhandlung kurz angedeutet werden. 


§. 24. An den Generalverſammlungen koͤnnen nur ſolche Aktionaire 
el nehmen, welche fih im Beſitze von 10 Aktien befinden oder als Bevoll⸗ 
maͤchtigte mindeſtens 10 Aktien repraͤſentiren. Die Berechtigung zu mehr als 
einer Stimme ſchreitet in folgendem Verhaͤltniß fort: 
der Beſitz von 20 Aktien berechtigt zu 2 Stimmen, 
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Eine groͤßere Anzahl von Stimmen kann kein Aktionair weder fuͤr ſich allein, 
noch zugleich als Bevollmaͤchtigter in Anſpruch nehmen. 

Aktionaire, welche weniger als 10 Aktien beſitzen, koͤnnen zuſammentreten, 
fuͤr je 10 Aktien Einen unter ſich bevollmaͤchtigen und durch dieſen Bevollmaͤch⸗ 
tigten ein Stimmrecht ausuͤben. 

Bei Zaͤhlung der Stimmen werden die eigenen des Bevollmaͤchtigten 
mit denen ſeiner Machtgeber zuſammengerechnet, ſo daß ein Einzelner nur 
10 Stimmen vertreten darf. 


8. 25. Bis zur erfolgten Entlaſſung der urſpruͤnglichen Aktionaire (8. 9.) 
find nur dieſe in dem Aktienverzeichniſſe aufgeführten, in den ausgegebenen Quit⸗ 
tungsbogen benannten, urſpruͤnglichen Aktionaire ſelbſt, oder deren Erben, der 
Generalverſammlung beizuwohnen und die nach jenem Verzeichniſſe und nach 
der Beſtimmung des 8. 24. ihnen zuſtehenden Stimmen abzugeben berechtigt, 
nach jenem Zeitpunkte aber nur diejenigen, welche ſpaͤteſtens acht Tage vor der 
Verſammlung die auf ihren Namen lautenden, oder ihnen gehoͤrig zedirten 
Quittungsbogen, oder die ſtatt derſelben bereits ausgefertigten Aktien, in dem 
Buͤreau der Geſellſchaft oder ſonſt auf eine der Direktion genuͤgende Weiſe 
niedergelegt, und dadurch die Zahl der Stimmen, zu welcher de berechtigt find, 
nachgewieſen haben. Hieruͤber empfangen fie eine Beſcheinigung, welche zugleich 
als Einlaßkarte in die Verſammlung dient. Dieſe in der letztern Wr 
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Beſcheinigungen liefern den Nachweis der Zahl der in derſelben anweſend ge⸗ 
weſenen Aktionaire und der ihnen zugeſtandenen Stimmen. 
Am näachſten Tage nach dem Schluſſe der Generalverſammlung koͤnnen 
die deponirten Quittungsbogen oder Aktien gegen Ruͤckgabe der daruͤber ertheil⸗ 
ten Beſcheinigung wieder in Empfang genommen werden. 


8. 26. Es iſt jedem nach 8. 25. legitimirten Aktionair geſtattet, ſich durch 
einen aus der Zahl der uͤbrigen Aktionaire gewaͤhlten Bevollmaͤchtigten auf Grund 
einer durch eine öffentliche Behörde (oder notariell) beglaubigten, der Pruͤfung 
der Direktion unterliegenden und gleichzeitig mit den Aktien ſelbſt im Buͤreau 
der Geſellſchaft niederzulegenden Vollmacht vertreten zu laffen. 

Moraliſche Perſonen werden durch ihre Repräſentanten, inſofern dieſelben 
Aktionaire ſind, oder einen aus dieſen von denſelben beſtellten Bevollmaͤchtigten 
vertreten. Die Repraͤſentanten der betheiligten drei Stadt⸗Kommunen Glogau, 
Sprottau, Sagan duͤrfen nicht nothwendig Aktionaire ſeyn. 

Handlungshaͤuſer koͤnnen durch ihre Prokuratraͤger, wenn dieſe Aktionaire 
ſind, vertreten werden. 

Minderjährige und Ehefrauen dürfen durch ihre reſp. Vormuͤnder und 
Ehemaͤnner, wenn dieſe ſelbſt Aktionaire find, und ohne daß es für dieſelben 
einer Autoriſation reſp. Vollmacht bedarf, vertreten werden. 

Frauen koͤnnen der General⸗Verſammlung nur durch bevollmaͤchtigte Ak⸗ 
tionaire beiwohnen. 

. Nicht erſcheinende Aktionaire ſind den Beſchluͤſſen der Anweſenden unter⸗ 
worfen. 

5. 27. Der Vorſitzende der Direktion oder deſſen Stellvertreter fuͤhrt 
den Vorſitz in der Verſammlung und leitet die Verhandlung. Er beſtimmt 
insbeſondere die Folgeordnung der zu verhandelnden Gegenſtaͤnde, ertheilt das 
Wort, und ſetzt das bei der Abſtimmung zu beobachtende Verfahren feſt. 

Die Beſchluͤſſe werden durch abſolute Stimmenmehrheit der anweſenden 
Aktionaire gefaßt. Eine Ausnahme findet Statt bei den Beſchluͤſſen, welche 
eine Entlaſſung der Direktions⸗ und Ausſchußmitglieder, eine Abaͤnderung der 
Statuten oder Aufloͤſung der Geſellſchaft feſtſetzen, indem ein Due Beſchluß 
nur durch eine Majoritaͤt von zwei Drittheilen der anweſenden Stimmen gefaßt 
werden kann. Eis ki | 

Bei Stimmengleichheit giebt die Stimme des Vorſitzenden den Aus⸗ 
ſchlag, infofern in dem genwaͤrtigen Statut hierüber nichts anderes beſtimmt iſt. 


6. 28. Bei der Wahl der Mitglieder des Ausſchuſſes und deren Stell 
vertreter findet in den jaͤhrlichen ordentlichen General-Verſammlungen folgendes 
Verfahren Statt: eh 

1) Es werden in einem Skrutinium die nach S. 51. nothwendigen Per⸗ 

ſonen mit relativer Stimmenmehrheit gewahlt, und zwar dergeſtalt, 

daß diejenigen, welche die meiſten Stimmen haben, als zu Ausſchuß⸗ 

Mitgliedern, diejenigen, welche nach ihnen mit Stimmenmehrheit fol⸗ 
gen, als zu Stellvertretern erwaͤhlt, erachtet werden. 

2) Die Wahl erfolgt durch gedruckte Stimmzettel, auf denen jeder anwe⸗ 

ſende Aktionair eine der Zahl der zu Erwaͤhlenden gleiche Zahl. uli 
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Geſellſchaftsmitglieder vermerkt, und ſeine Unterſchrift, ſo wie die eigene 


und die durch ihn etwa vertretene Stimmenzahl beifuͤgt. 5 
3) Stimmzettel, welche nicht unterſchrieben ſind, desgleichen einzelne nach 
$$. 46. und 47. unſtatthafte Wahlen bleiben unberuͤckſichtigt. 
4) Der e arte aus der Verſammlung Kommiſſarien, welche 
nach dem Skrutinium die Unterſchrift der Stimmzettel und die bei⸗ 
gefuͤgte Stimmenzahl 0 dem Verzeichniſſe der anweſenden Aktio⸗ 
naire pruͤfen, und nach erfolgter Verifikation den Inhalt der Stimm⸗ 
ver unter Verſchweigung des Namens des Stimmgebers, laut 
vorleſen. 
Das Reſultat der Wahl wird in das über die Verhandlungen auf— 
genommene Protokoll regiſtrirt, die Stimmzettel aber mit dem Siegel 
der Geſellſchaft verſchloſſen, und bis nach der naͤchſten ordentlichen 
General⸗Verſammlung aſſervirt. 
Bei einer eintretenden Stimmengleichheit bei der Wahl entſcheidet 
über die Priorität das Loos nach der vom Vorſitzenden in der Ver⸗ 
ſammlung ſelbſt zu treffenden Anordnung. 

7) Sollten einer oder Mehrere der Gewaͤhlten die Annahme des Amtes 
ausſchlagen, was angenommen wird, ſofern ſie ſich nach erfolgter No⸗ 
tifzirung der Wahl zur Uebernahme des Amtes nicht binnen 8 Tagen 
ſchriftlich bereit erklaͤrt haben, ſo treten die reſp. gewaͤhlten Stellver⸗ 
treter nach der Reihefolge der erhaltenen Stimmenzahl ein, und in das 
Amt der einruͤckenden Stellvertreter treten in gleicher Weiſe diejenigen 
ein, welche nach den gewaͤhlten Stellvertretern die meiſten Stimmen 
gehabt haben. a 

§. 29. Das über die Verhandlung jeder General-Verſammlung auf⸗ 
zunehmende Protokoll wird von einer Gerichtsperſon oder einem Notar gefuͤhrt, 
und von den anweſenden Direktoren und Ausſchuß mitgliedern, fo wie von 5 
ſonſtigen Aktionairen unterſchrieben. Das Protokoll, welchem ein von den an⸗ 
weſenden Direktoren und Ausſchußmitgliedern zu beglaubigendes Verzeichniß der 
erſchienenen Aktiongire und deren Stimmenzahl beizufügen ift, hat vollkommen 
beweiſende Kraft fuͤr den Inhalt der von der Geſellſchaft gefaßten Beſchluͤſſe. 


B. Von der Direktion. 


$ 30. Nach Ablauf eines Jahres vom Tage der Eröffnung der Bahn 
auf der ganzen Bahnſtrecke ab gerechnet, waͤhlt der Ausſchuß fuͤnf Direktoren 
und drei Strellvertreter, welche mit dem techniſchen Direktor ($. 63.) das Kol⸗ 
legium der Direktoren bilden. Letzterer hat jedoch nur in rein techniſchen und 
Betriebsangelegenheiten eine zaͤhlende, in allen übrigen Angelegenheiten eine be⸗ 
rathende Stimme. ! 

Bis zum Ablauf des erſten vorerwaͤhnten Betriebsjahres beſteht die Di: 
rektion außer dem techniſchen Direktor aus den auf den Quittungsbogen na⸗ 
mentlich aufgefuͤhrten Vertretern, den Dreien der verbundenen Staͤdte, dem 
Einen des Grundbeſitzes und dem Einen noch zu waͤhlenden des Handelsſtandes, 
denen noch drei Stellvertreter beizugeben find. (S. 3. und A. der tranſitoriſchen 
Beſtimmungen.) f 
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$. 31. Die in vorſtehendem §. erwähnte Wahl der Direktoren, ausſchließ⸗ 
lich des techniſchen Direktors, erfolgt fuͤr 3 Jahre; am Schluſſe des erſten Jah⸗ 
res ſcheidet einer der Direktoren, am Schluffe des zweiten ſcheiden zwei, und 
am Schluſſe des dritten wieder zwei aus und ſo fort in der naͤmlichen Reihe⸗ 
folge. Bei dem is as entſcheidet die Anciennetaͤt, oder wo dieſe keinen 
Anhalt gewaͤhrt, das Loos. 

Der Ausſcheidende iſt wieder waͤhlbar. 

S. 32. Von den Stellvertretern der Direktoren haben in den Sitzun⸗ 
gen nur fo viele eine Stimme, als noͤthig find, um bei etwaiger Abweſenheit 
eines oder mehrerer Direktoren die Zahl Fünf voll zu machen; außerdem nehmen 
die Stellvertreter zwar an den Berathungen Theil, geben jedoch dabei keine ent⸗ 
ſcheidende Stimme ab. Die eintretende Stimmfaͤhigkeit der Stellvertreter wird 
bedingt durch ihre Anciennetaͤt, oder bei gleicher Anciennetaͤt, durch die bei der 
Wahl gehabte Stimmenzahl. 

§. 33. Fuͤr die Stellvertreter findet kein periodiſches Austreten Statt, 
ſondern deren Ergänzung durch neue Wahl erfolgt, wenn ihre dreijährige Wahl⸗ 
zeit beendigt iſt, oder Jemand aus ihrer oder der Direktoren Mitte bleibend 
ausſcheidet, wo dann, wenn durch ein ſolches bleibendes Ausſcheiden eines der 
Direktoren, waͤhrend der Dienſtzeit, einer der Stellvertreter in die Zahl derſel⸗ 
ben, wie dies hierdurch feſtgeſetzt wird, bleibend eintrat, dieſer hiermit die noch 
uͤbrige Dienſtzeit des Ausſcheidenden uͤbernehmen ſoll, ſey es nun, daß ſeine eigene 
Dienſtzeit als Stellvertreter noch laͤngere oder kuͤrzere Zeit gedauert haben wuͤrde. 

§. 34. Sollte einmal der Fall eintreten, daß durch das Ausſcheiden 
mehrerer Mitglieder der Direktion die augenblickliche Ergaͤnzung von Stellver⸗ 
tretern — wuͤrde, ſo hat der Ausſchuß neue Stellvertreter aus den Aktio⸗ 
nairen zu waͤhlen. N 

§. 35. Don den fünf wirklichen Direktoren muß, den Ober-Ingenieur 
reſp. techniſchen Direktor ausgenommen, je Einer in jeder der drei Staͤdte Glo⸗ 
gau, Sprottau und Sagan wohnen, inſofern ſich in den genannten Orten 
wahlfaͤhige Aktionaire (§. 36.) befinden, einer ferner den Grundbeſitz und einer 
den Handelsſtand repraͤſentiren. 

§. 36. Jedes Mitglied der Direktion muß Beſitzer von 20 Aktien ſeyn, und 
bei der Face am en oder Quittungsbogen der Geſellſchaft deponiren. 

Nicht wa ig ſind: 

1) en der Geſellſchaft, fo wie anderer Eiſenbahn-Geſellſchaften; 

2) Perſonen, welche in Konkurs verſunken ſind, oder mit ihren Glaͤubi⸗ 
gern akkordirt haben; 

3) Individuen, welche eine entehrende Strafe erlitten haben; 

4) Perſonen, welche mit der Geſellſchaft in Kontraktsverhaͤltniſſen ſtehen 
een Geſchaͤften mit der Geſellſchaft in irgend einer Weiſe bethei⸗ 
igt ſind; 

50 Ausſchußmitglieder oder deren Stellvertreter, inſofern ſie nicht als 
ſolche ausſcheiden. Auch duͤrfen Mitglieder reſp. Stellvertreter der 
Direktion nicht Theilnehmer an demſelben Handlungsgeſchaͤft ſeyn. 

. Die Beſtimmung unter Nr. A. findet auf den Ober⸗Ingenieur refp. tech⸗ 
niſchen Direktor keine Anwendung. 
Gr. 2521.) 98˙ 5. 37. 


— 


6. 37. Jedes Direktionsmitglied ſo wie jeder Stellvertreter iſt berech⸗ 
tigt, jon Amt nach vorgängiger achtwoͤchentlicher ſchriftlicher Aufkuͤndigung nie⸗ 
derzulegen. f 

Ein gezwungenes Ausſcheiden tritt ein: 

a) bei Aufgebung des Wohnſitzes in Glogau reſp. Sprottau und Sagan, 

b) fofern während der Amtsdauer eines der $. 36. gedachten Hinderniſſe 
eintritt, 

e) nach dem Beſchluſſe der General⸗Verſammlung cfr. $. 45. 

S. 38. Die fünf wirklichen Direktoren wählen aus ihrer Mitte durch 
Stimmenmehrheit einen Vorſitzenden und einen Stellvertreter deſſelben. Der 
Vorſitzende beruft die Verſammlungen, leitet die Verhandlung, und zitirt, ſo⸗ 
fern ein ſtimmberechtigtes Mitglied zu erſcheinen verhindert iſt, den fuͤr daſſelbe 
einzuladenden Stellvertreter. 

§. 39. Die Direktion entwirft nach ihrem Zuſammentritt eine Geſchaͤfts⸗ 
Ordnung, auf deren Ausfuͤhrung der Vorſitzende zu wachen hat. Dieſelbe ver⸗ 
ſammelt ſich monatlich wenigſtens einmal; außerdem aber ſo oft, als es der 
Vorſitzende fuͤr noͤthig erachtet, oder zwei Mitglieder es verlangen. 

Die Faſſung der Beſchluͤſſe erfolgt durch Stimmenmehrheit, wobei fuͤr 
den Fall der Stimmengleichheit die Stimme des Vorſitzenden reſp. ſeines Stell⸗ 
vertreters den Ausſchlag giebt. Doch muͤſſen zur Faſſung eines guͤltigen Be⸗ 
ſchluſſes mindeſtens drei Mitglieder anweſend ſeyn. 

F. 40. Die Direktion ift eben fo befugt als verpflichtet, die Geſellſchaft 
in allen ihren aͤußeren, und — ſoweit dies nicht dem Ausſchuß vorbehalten iſt — 
auch in allen ihren inneren Rechten zu vertreten. 

Dieſelbe leitet ſaͤmmtliche Angelegenheiten der Geſellſchaft, bringt ihre 
eigenen, ſo wie die Beſchluͤſſe der General⸗Verſammlungen in Ausfuͤhrung, er⸗ 
nennt die Beamten der Geſellſchaft, beſtimmt deren Gehalte mit der Befugniß, 
denſelben Gratifikationen feſtzuſetzen und verſieht die Bevollmaͤchtigten der Ge⸗ 
ſellſchaft mit der erforderlichen Inſtruktion und Vollmacht. 

Sie verwaltet den Geſellſchaftsfonds und die kuͤnftig eingehenden Bahn⸗ 
und Transportgelder, ſo wie alle ſonſtigen Einnahmen der Geſellſchaft; erwirbt 
die zur Erreichung des Geſellſchaftszwecks erforderlichen Grundſtuͤcke, bewirkt die 
vollſtaͤndige Erbauung der Bahn, ſo wie demnaͤchſt deren Unterhaltung, des⸗ 
gleichen die Auffuͤhrung, Anſchaffung und Unterhaltung der erforderlichen Ge⸗ 
baͤude, Materialien, Transportmittel und Utenſilien; organiſirt und leitet den 
Transportbetrieb, ſchließt alle zu den gedachten Zwecken erforderlichen Kauf⸗ und 
Verkauf⸗, Tauſch⸗, Pacht- und Mieths⸗, Engagements“, Anleihe⸗ und ſonſtige 
Vertraͤge Namens der Geſellſchaft und repraͤſentirt die Letztere in allen Ver⸗ 
haͤltniſſen nach Außen auf das Vollſtaͤndigſte mit allen Befugniſſen, welche die 
Geſetze (Allg. Landrecht Thl. II. Tit. 8. SS. 501. 502.) einem unumſchraͤnkten 
Handlungsdisponenten beilegen, jedoch ohne perſoͤnliche Verbindlichkeit gegen 
dritte Perſonen. Insbeſondere iſt die Direktion legitimirt, die Geſellſchaft bei 
allen gerichtlichen Verhandlungen zu vertreten, Grundſtuͤcke zu erwerben, fand⸗ 
rechte zu beſtellen, Eintragungen jeder Art in die Hypothekenbuͤcher und Loͤſchun⸗ 
gen in denſelben zu bewilligen, Wiederveraͤußerungen vorzunehmen, Entſagungen 
und Verzichte zu erklären, Zeſſionen zu leiſten. Vergleiche zu * und 
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Streitigkeiten ſchiedsrichterlicher Entſcheidung zu unterwerfen, und ſollen ihr außer⸗ 


dem auch alle diejenigen Rechte und Befugniſſe zuſtehen, zu welchen ſonſt nach 
Thl. I. Tit. 13. SS. 98. bis 109. des Allg. Landrechts eine gerichtliche Spezial⸗ 
Vollmacht erforderlich iſt. 5 

Die Direktion iſt ermaͤchtigt, zur Ausuͤbung ihrer Befugniſſe Bevoll— 
maͤchtigte zu ernennen und denſelben Vollmacht zu ertheilen. 

41. Der Direktion liegt insbeſondere ob: | 
eine vollſtändige Buch⸗ und Rechnungsfuͤhrung über die Geſchaͤfte der 
Geſellſchaft einzurichten und zu beaufſichtigen; 

2) alle Vertraͤge bei Lieferungen von Material oder bei Ausfuͤhrung von 
Bau- und Handwerksarbeiten, imgleichen bei Anſchaffung von Ma⸗ 
ſchinen und anderen Geraͤthſchaften abzuſchließen; 

3) die Auſſicht über die ſaͤmmtlichen von ihr allein, jedoch ohne Penſions⸗ 
Berechtigung anzuſtellenden Beamten der Geſellſchaft zu fuͤhren; 

4) die bo ſo wie den Tarif des Bahn und Transportgeldes zu ent⸗ 
werfen; 

5) mit jedem Jahre den Abſchluß der Buͤcher zu veranlaſſen; 

) unter Mitwirkung des Ausſchuſſes über Bildung und Verwendung 

des Reſervefonds zu beſtimmen (S. 5. und 8. 38.) und 

7) einen umfaſſenden Bericht uͤber die Verwaltung des abgelaufenen Jah⸗ 
res und deren Reſultate der General⸗Verſammlung zu erftatten. 

§. 42. Zur Ausübung aller der Direktion laut $. 40. ertheilten Be⸗ 
fugniſſe bedarf dieſelbe gegen dritte Perſonen und Behoͤrden keiner weiteren 
Legitimation, als eines von einer Gerichtsperſon oder einem Notare ausgefertig⸗ 
ten Atteſtes uͤber die Perſonen ihrer jedesmaligen Mitglieder und deren Stell⸗ 
vertreter. Dieſes Atteſt wird auf Grund der Wahlverhandlungen und fuͤr die 
erſte Direktion der Geſellſchaft auf Grund der Statuten und des Notariatspro⸗ 
tokolls über die am 4. Maͤrz d. J. abgehaltene erſte General⸗Verſammlung 
($. 1. der tranſitoriſchen Beſtimmungen) ausgefertigt. Den Nachweis, daß die 
Direktion innerhalb der ihr ſtatutenmaͤßig zuſtehenden Befugniſſe handelt, iſt die⸗ 
ſelbe gegen dritte Perſonen und Behoͤrden niemals zu fuͤhren verpflichtet. Dieſelbe 
verbindet durch ihre Handlungen die Geſellſchaft gegen Dritte unbedingt. 

Zu allen Berichten und Schreiben an Behörden, ſchriftlichen Verpflich⸗ 
tungen, insbeſondere Vertraͤgen und Vollmachten, Beſtallungen und Kaſſen⸗ 
Dispoſitionen iſt die Unterſchrift des Vorſitzenden oder ſeines Stellvertreters nebſt 
zweier Mitglieder der Direktion oder Stellvertreter erforderlich und ausreichend, 
alle uͤbrigen ſchriftlichen Ausfertigungen vollzieht der Vorſitzende allein, oder in 
Behinderungsfällen fein Subftitut nebſt einem Mitgliede der Direktion. 

Die Quittungen uͤber die Einzahlungen werden von einem Direktions⸗ 
Mitgliede, dem Hauptrendanten und dem Kontrolleur, die Aktien⸗-Zinskoupons 
und Diwidendenſcheine von den fünf Direktoren reſp. deren Stellvertretern unter⸗ 
ſchriftlich vollzogen. Ae N 

$. 43. Die Mitglieder der Direktion verwalten ihr Amt nach beſter 
Einſicht, und ſind nur fuͤr jeden der Geſellſchaft aus Vorſatz oder grobem Ver⸗ 
ſehen zugefuͤgten Schaden verantwortlich. Fuͤr das techniſche Mitglied gelten 
die geſetzlichen Beſtimmungen. 

(Fr. 2521.) §. 44. 
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$. 44. Die wirklichen Direktoren ſollen neben der Erſtattung ihrer Aus⸗ 
lagen ein jaͤhrliches von dem Ausſchuß feſtzuſetzendes Gehalt beziehen, doch ſteht 
es den jetzigen Direktoren frei, dies abzulehnen. Dagegen haben ſie in dieſem 
Falle auf Reiſediaͤten, Fuhrkoſten und die Erſtattung ſonſtiger Auslagen Anſpruch, 
welche den wirklichen Direktoren fuͤr die Bauzeit und das erſte Betriebsjahr in 
einem ein fuͤr allemal zu beſtimmenden jaͤhrlichen Betrage zu gewaͤhren ſind. Die⸗ 
fer Betrag darf aber nicht unter die eventuell feſtzuſetzende Summe der Reiſediaͤ⸗ 
ten, Fuhrkoſten und gr Auslagen zu ſtehen kommen. 

Der Ausſchuß hat fuͤr die wirklichen Direktoren die vorgenannten Aus⸗ 
lagen dem jaͤhrlichen Betrage nach zu firiren und die Diaͤtenſaͤtze und Reiſever⸗ 
guͤtigungen für die ſtellvertretenden Direktionsmitglieder feſtzuſetzen. 

§. 45. Es ſteht der Geſellſchaft das Recht zu, die Mitglieder der Di⸗ 
rektion und des Ausſchuſſes, fo wie deren Stellvertreter exkl. des Ober⸗Inge⸗ 
nieurs reſp. techniſchen Direktors vom Amte zu entfernen. Ein ſolcher Beſchluß 
kann in jeder ordentlichen General⸗Verſammlung, vorbehaltlich der ſchiedsrichter⸗ 
lichen Berufung, gefaßt werden. 

Auch ſteht es dem Vorſitzenden der Direktion frei, zu der Berathung 
über die Amtsentſetzung eine außerordentliche General⸗Verſammlung zu berufen, 
3 ein Gleiches muß geſchehen, wenn drei Direktionsmitglieder dieſe Berufung 
verlangen. 


C. Von dem Ausſchuſſe. 


$. 46. Der Ausſchuß beſteht aus neun Aktionairen, von denen minder 
ſtens drei in Glogau, einer in Sprottau und einer in Sagan wohnhaft ſeyn 
muͤſſen, in ſofern dort ſo viele wahlfaͤhige Aktionaire anzutreffen ſind. 

$. 47. Jedes Ausſchußmitglied muß wenigſtens 10 Aktien eigenthuͤm⸗ 
lich beſitzen, und dieſelben als Kaution deponiren (etr. §. 36.). 

§. 48. Sechs Ausſchußmitglieder werden in der General⸗Verſammlung 
(efr. §. 28.), die uͤbrigen drei dagegen von den durch die Wahl der Generals 
Verſammlung ernannten ſechs aus den Aktionairen gewaͤhlt. 

§. 49. Den Ausſchußmitgliedern werden drei Stellvertreter zu dem 
Zwecke beigeordnet, um ein durch Abweſenheit, Krankheit oder ſonſt verh inder⸗ 
tes Mitglied zu vertreten, und dieſe, wie die Mitglieder ſelbſt, in der General⸗ 
Verſammlung ($. 28.) gewaͤhlt. 8 . 

S. 50. Unter ſich bilden die Mitglieder des Ausſchuſſes ein Kollegium 
unter dem Vorſitz eines von den Mitgliedern aus ihrer Mitte nach Stimmen⸗ 
mehrheit und bei Stimmengleichheit durchs Loos zu waͤhlenden Vorſitzenden, 
der in Behinderungs⸗ oder Abweſenheitsfaͤllen befugt iſt, ſich ein anderes Mit: 
glied des Ausſchuſſes zu ſubſtituiren. 5 5 

§. 51. Alljaͤhrlich ſcheiden drei Mitglieder und ein Stellvertreter aus, 
das erſte Mal jedoch erſt zu der naͤchſten General⸗Verſammlung nach Eroͤff⸗ 
nung der Bahn (S. 20.). Das Ausſcheiden geſchieht nach dem Amtsalter, bei 
gleichem Amtsalter entſcheidet das Loos. 

Die Ausſcheidenden find ſofort wieder wählbar. 

Der Austritt der Ausſcheidenden und der Eintritt der neu gewaͤhlten 
Mitglieder findet 14 Tage nach der Wahl Statt. 

5. 52. 
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S. 52. Als Mitglieder des Ausſchuſſes koͤnnen Direktionsmitglieder oder 
Stellvertreter und außer dieſen alle diejenigen Perſonen nicht gewaͤhlt reſp. bei⸗ 
1 werden, denen nach S. 36. die Wahlfaͤhigkeit zu Direktions mitgliedern 
mangelt. 


§. 53. Jedes Mitglied kann fein Amt nach einer vier Wochen vorher 
einzureichenden ſchriftlichen Anzeige niederlegen. 

Bei einzelnen Vakanzen, welche im Laufe des Jahres durch Abſterben 
oder ſonſtiges Ausſcheiden eines Mitgliedes eintreten, erfolgt der Erſatz der Aus⸗ 
ſcheidenden aus den Stellvertretern nach der Reihefolge, welche durch die Zahl 
der Stimmen, mit der fie gewahlt find, beſtimmt wird. 

„Die auf dieſe Weiſe Eingetretenen nehmen ihre Stellen ſo lange ein, 
als diejenigen, für welche fie eingetreten find, dieſelben behalten haben würden. 

Ein im Laufe des Jahres ausſcheidender Stellvertreter wird durch Wahl 
in der naͤchſten General⸗Verſammlung erſetzt. 

Ein unfreiwilliges Ausſcheiden tritt auch bei den Mitgliedern des Aus⸗ 
ſchuſſes in den im §. 37. angegebenen Faͤllen ein. 


$. 54. Der Ausſchuß iſt der Vertreter der innern Rechte der Geſell⸗ 
ſchaft und faßt Namens derſelben verbindende Beſchluͤſſe in allen Angelegen⸗ 
heiten, welche nicht nach S. 20. der General⸗Verſammlung ausdruͤcklich vorbe⸗ 
halten oder nach §. 41. der Direktion ſelbſtſtaͤndig uͤberlaſſen ſind. 

Insbeſondere hat er e 

1) nach Ablauf des erſten Betriebjahres die Mitglieder der Direktion und 
deren Stellvertreter zu wählen, und ſchon jetzt die Gehalte und Ne: 
munerationen der Geſellſchaftsvorſtaͤnde nach S. 44. zu beſtimmen; 

2) die Direktion in ihrer Geſchaͤftsfuͤhrung zu kontrolliren, die von der⸗ 
ſelben bei Eroͤffnung des Betriebes zu entwerfenden Etats mit Be⸗ 
ruͤckſichtigung der (S. 41.) der Direktion vorbehaltenen Befugniſſe feſt⸗ 
zuſetzen, die Rechnungsabſchluͤſſe zu pruͤfen, die Rechnungen abzunehmen, 
zu moniren, anzuerkennen und daruͤber Decharge zu ertheilen; der Vor⸗ 
ſitzende des Ausſchuſſes muß jedoch dem Vorſitzenden der Direktion 
Reviſionen vorher anzeigen; 

3) die zu zahlenden jaͤhrlichen Dividenden zu beſtimmen und zur Kennt⸗ 
niß der Aktionaire zu bringen (SS. 14. und 19); 

4) der Direktion über die von derſelben ihm vorgelegten Gegenſtaͤnde 
nicht allein ſein Gutachten zu ertheilen, ſondern auch daruͤber Beſchluß 
zu faſſen und zu entſcheiden; b - 

5) die erforderlichen Fonds zur Beſorgung feiner Buͤreau⸗Geſchaͤfte zu 
bewilligen. Außerdem iſt ſeine Mitwirkung und reſp. Genehmigung 
erforderlich: 

a) zu 5 im . 5. vorbehaltenen Erhöhung des Aktienkapitals, fo 
wie zu der ebendaſelbſt reſervirten Darlehnsaufnahme; 
b) wu Anlegung eines zweiten Bahngeleiſes, zur Uebernahme des 
ransports auf andere Eiſenbahnen und zur Einraͤumung der 
Mitbenutzung der eigenen Bahn, und 
c) zur Bildung und Verwendung des Reſervefonds. 
Nr. 2321.) $. 55. 


— 692 — 


5. 55. Der Ausſchuß und fein Vorſitzender koͤnnen jederzeit Auskunft 
über einzelne Verwaltungsgegenſtaͤnde von der Direktion fordern, und deren 
Korreſpondenz, Buͤcher und Rechnungen einſehen. f 

S. 56. Der Ausſchuß iſt berechtigt, feine Geſchaͤfte durch Kommiſſarien 
aus ſeiner Mitte von wenigſtens 3 Mitgliedern auszuuͤben. 

5. 57. Wenn ein Direktionsmitglied ausſcheidet, ſo muß der Ausſchuß 
ſofort zu einer neuen Wahl ſchreiten (SS. 30. und 31.). Er iſt auch berechtigt, 
ein Direktionsmitglied, welches nach S. 36. auszuſcheiden verpflichtet iſt, aus der 
Direktion zu entfernen und deſſen Stelle anderweitig zu erſetzen. 

Ss. 58. Der Ausſchuß verſammelt ſich regelmäßig alle 3 Monate ein» 
mal und außerdem fo oft, als es der Vorſitzende fuͤr noͤthig erachtet, ihn zu⸗ 
1905 zu berufen. Letzteres muß jedesmal geſchehen, wenn drei Mitglieder es 
verlangen. f 
5. 59. Der Vorſitzende beſtimmt die regelmaͤßigen Verſammlungen der 
Mitglieder, oder ladet die Letzteren zu außerordentlichen Sitzungen, unter kurzer 
Andeutung der zu berathenden Gegenſtaͤnde ſchriftlich ein. Es ſteht ihm frei, 
in einzelnen Faͤllen auch die Direktion oder einzelne Mitglieder derſelben zu den 
Berathungen einzuladen. 

Wird ein Mitglied zu erſcheinen verhindert, ſo iſt es dies dem Vor⸗ 
ſitzenden zeitig anzuzeigen verpflichtet, und dieſer iſt ſtatt deſſelben einen der 
Stellvertreter einzuladen befugt. 5 

In den Verſammlungen des Ausſchuſſes leitet der Vorſitzende deſſelben 
die Berathungen und die etwa vorzunehmenden Wahlen; zur Abfaſſung eines 
Beſchluſſes wird die Anweſenheit von wenigſtens 5 Mitgliedern oder Stellver⸗ 
tretern, mit Einſchluß des Vorſitzenden erfordert. 

1 Die Beſchlußnahme erfolgt durch Stimmenmehrheit der Anweſenden; 
bei Gleichheit der Stimmen entſcheidet der Vorſitzende. 

Die ausgebliebenen Mitglieder muͤſſen die ſolchergeſtalt abgefaßten Be⸗ 
ſchluͤſſe anerkennen. 

§. 60. Das Protokoll in den Verſammlungen des Ausſchuſſes fuͤhrt 
der Syndikus oder deſſen Stellvertreter; doch wird bei Wahlverhandlungen ein 
Notar zugezogen. 

§. 61. Die Mitglieder des Ausſchuſſes erhalten Reiſediaͤten nach den 
beſonders feſtzuſetzenden Prinzipien und Erſtattung der erweislichen Auslagen. 


D. Von den Beamten der Geſellſchaft. 


$. 62. Saͤmmtliche Beamte der Geſellſchaft, mit Einſchluß des Rechts⸗ 
Konſulenten (Syndikus), werden von der Direktion gewaͤhlt, und die Anſtel⸗ 
lungsbedingungen, insbeſondere die Beſoldungen und Geſchaͤftsfunktionen der 
einzelnen Beamten in den mit ihnen beſonders abzuſchließenden, von der Di⸗ 
rektion zu vollziehenden und dem Ausſchuß zur Kenntnißnahme vorzulegenden 
Kontrakten feſtgeſtellt. 
$. 63. Der techniſche Direktor, welcher das geſammte Bauweſen leitet 
und dafuͤr verantwortlich iſt, uͤbernimmt nach Vollendung der Bahn unter glei⸗ 
cher Verantwortlichkeit die Leitung des geſammten Betriebs nach den Beſchluͤſ⸗ 
ſen der Direktion, deren Mitglied er iſt. 
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. 64. Welches auch die Beſtimmungen der Vertraͤge über die Anſtel⸗ 
lung der hoͤheren Beamten der Geſellſchaft ſeyn moͤgen, ſo verbleibt der Di⸗ 
rektion das Recht, dieſelben vermittelſt eines einſtimmigen Beſchluſſes unter den 
Vorausſetzungen vom Amte zu entfernen, unter welchen der Staat zu Entlaſ⸗ 
ſung feiner Beamten berechtigt iſt (SS. 332 365. Tit. 20. Th. II. des Allg. 
Landrechts). Gegen einen ſtatutenmaͤßig ausgeſprochenen Entlaſſungsbeſchluß der 
Direktion iſt keine weitere Inſtanz zulaͤſſig; doch ſoll jedem Beamten, den es 
betrifft, der Inhalt dieſes Paragraphen vor ſeiner Anſtellung bekannt gemacht 
werden, damit er ſich demſelben ausdruͤcklich unterwerfe. 

Eine ſolchergeſtalt ausgeſprochene Entlaſſung des Beamten hat zur Folge, 
daß alle demſelben vertragsmäßig gewaͤhrten Anſpruͤche an die Geſellſchaft für 
Beſoldung, Entſchaͤdigung, Gratifkation oder andere Vortheile von ſelbſt erlö⸗ 
ſchen; doch kann ein ſolcher Verluſt auf Ruͤckſtaͤnde nicht Anwendung finden. 

8. 65. Von den Beſtaͤnden und Einnahmen der Geſellſchaft wird eine 
Hauptkaſſe gebildet, welche gehörig verwahrt und mit drei verſchiedenen Schlöfs 
ſern verſehen wird, zu denen ein von dem Vorſitzenden zu beſtimmendes Di⸗ 
rektionsmitglied, der Syndikus und der Hauptrendant jeder einen Schluͤſſel fuͤh⸗ 
ren. Die Nebenkaſſe, zur Beſtreitung der laufenden Ausgaben, wird von dem 
Hauptrendanten und einem Kontroleur allein gefuͤhrt; dem Vorſitzenden der Di⸗ 
rektion liegt ob, beide Kaſſen wenigftens einmal in jedem Monate an einem ihm 
beliebigen Tage, mit Zuziehung eines zweiten, bei der Kaſſenfuͤhrung nicht be⸗ 
theiligten Direktionsmitgliedes zu revidiren. Dem Ausſchuſſe ſteht es frei, au⸗ 
ßerordentliche Kaſſenreviſionen zu veranlaſſen, welcher alsdann zu dieſem Zwecke 
mit dem Vorſitzenden der Direktion zuſammentreten muß, ſich aber, wenn der 
Letztere und ſein Stellvertreter verhindert ſeyn ſollten, dem Geſchaͤfte allein un⸗ 
terziehen kann. 

8. 66. Kein Beamter der Geſellſchaft kann auf Lebenszeit oder über 
die Dauer der Geſellſchaft hinaus und mit Zuſicherung einer lebenslaͤnglichen 
Penſion, fuͤr den Fall ſeiner Entlaſſung, engagirt werden; jedoch iſt eine Pen⸗ 
ſionskaſſe zu bilden. 

5. 67. Einzelne Remunerationen und Gratifikationen, welche für eine ein⸗ 
zelne Perſon im Laufe des Jahres den Betrag von Zweihundert Thalern Kourant 
nicht überfteigen, kann die Direktion ſelbſtſtaͤndig und ohne ſpezielle Genehmi⸗ 
gung des Ausſchuſſes bewilligen, doch darf ſie die im Etat zu dergleichen Zwek⸗ 
ken ausgeſetzte Summe nicht uͤberſchreiten. 


E. Rechtskonſulent (Syndikus) der Geſellſchaft. 

5. 68. Der Rechtskonſulent (Syndikus) der Geſellſchaft iſt verpflichtet, 
den Generalverſammlungen der Aktionairs, den Konferenzen der Direktion und 
auch den Sitzungen des Ausſchuſſes beizuwohnen, und die Geſellſchaft in allen 
ſie betreffenden Rechtsangelegenheiten, ſowohl in ſtreitigen Faͤllen, als bei Ab⸗ 
ſchließung von Kontrakten und Vertraͤgen, mit feinem rechts verſtaͤndigen Rathe 
zu unterſtuͤtzen. 

Seine Remuneration und die ſonſtigen Bedingungen werden durch das 
mit ihm zu treffende Abkommen beſtimmt. 
Jahrgang 1844. (Fr. 2521.) 99 Der⸗ 
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Derfelbe ift in Behinderungsfaͤllen berechtigt, mit Genehmigung der Di⸗ 
rektion einen Stellvertreter zu beſtellen. Die Legitimation des letztern wird durch 
eine von dem Syndikus ausgeſtellte, mit der Genehmigung der Direktion ver⸗ 
ſehene Subſtitutions-Vollmacht geführt. 

Bei prozeſſualiſchen Angelegenheiten iſt jedoch der Syndikus ſelbſtſtaͤn⸗ 
dig, Dritte ſowohl zum Betriebe des Prozeſſes ſelbſt, als zu jeder einzelnen pro: 
zeſſualiſchen Handlung zu ſubſtituiren berechtigt. 


Verhaͤltniß der Geſellſchaft zum Staate. 


$. 69. Die Berhältniffe der Geſellſchaft zum Staate werden durch den 

nhalt der ihr ertheilten Allerhoͤchſten Konzeſſion und durch die in den Geſetzen 

über Eiſenbahn-Unternehmungen und über Aktien-Geſellſchaften vom 3. Novem- 

ber 1838. und 9. November 1843. enthaltenen allgemeinen geſetzlichen Beſtim⸗ 
mungen geregelt. 

Insbeſondere bleibt den betreffenden Staatsbehoͤrden die Abaͤnderung der 
Fahrplaͤne, um das nothwendige Ineinandergreifen mit den Fahrten auf ande⸗ 
ren Bahnen zu ſichern, fo wie die Genehmigung und Abänderung der Tarife 
vorbehalten, und endlich kommen die Bedingungen in Betreff der Benutzung 
der Eiſenbahnen fuͤr militairiſche Zwecke, wie ſolche der Konzeſſionsurkunde fuͤr 
die Niederſchleſiſch⸗Maͤrkiſche Eiſenbahn-Geſellſchaft (Geſetzſammlung pro 1843. 
S. 373.) beigefuͤgt ſind, der allgemein ergangenen Allerhoͤchſten Beſtimmung 
gemaͤß auch hier zur Anwendung. 


Allgemeine Beſtimmungen. 


$. 70. Streitigkeiten in den Angelegenheiten der Geſellſchaft, ſowohl 
zwiſchen den Aktionairen unter einander, als mit den Vertretern und Beamten 
der Geſellſchaft, ſollen jederzeit durch Schiedsrichter entſchieden werden, von der 
nen jeder Theil einen erwaͤhlt, und welche bei Meinungsverſchiedenheit einen 
Obmann ernennen. Gegen den ſchiedsrichterlichen Ausſpruch iſt kein ordent⸗ 
liches Rechtsmittel zulaͤſſig. Fuͤr das Verfahren der Schiedsrichter ſind die 
Beſtimmungen der Allgem. Gerichtsordnung Th. 1. Tit. 2. S. 164. se. 
maaßgebend. 

Verzoͤgert einer der ſtreitenden Theile auf die ihm durch einen Notarius 
oder gerichtlich inſinuirte Aufforderung des Gegners die Ernennung eines Schieds⸗ 
richters laͤnger als vier Wochen, ſo muß er ſich gefallen laſſen, daß der andere 
beide Schiedsrichter ernennt. 

f Können ſich die Schiedsrichter nicht über die Wahl des Obmanns ver— 
8 ſo hat jeder einen ſolchen zu ernennen und entſcheidet zwiſchen Beiden 
as Loos. 

Zoͤgert aber ein Schiedsrichter mit der Benennung des Obmanns laͤnger 
als 4 Wochen auf die ihm gerichtlich oder durch einen Notar inſinuirte Auf⸗ 
forderung dazu, ſo entſcheidet der Obmann des andern Theiles allein. 

Die ſtatutenmaͤßige Beſtimmung vertritt die Stelle eines unter den Par- 
teien abzuſchließenden Kompromiſſes. Die in dieſem 8. erwähnten Operationen 
werden vom Syndikus der Geſellſchaft geleitet. 
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5. 71. Die Auflöfung der Geſellſchaft kann nur in einer ausdruͤcklich 
zu dieſem, in der Einladung auszuſprechenden Zwecke zuſammenberufenen Ge⸗ 
neral⸗Verſammlung der Aktionairs unter landes herrlicher Genehmigung beſchloſ⸗ 
fen werden. Iſt dies geſchehen, fo wird das geſammte Eigenthum der Geſell⸗ 
ſchaft in der gleichfalls von der General⸗Verſammlung zu beſchließenden Art 
veräußert, der Erlös nach Berichtigung der Schulden und Verpflichtungen auf 
ſaͤmmtliche Aktien gleihmäßig vertheilt, und überhaupt nach S. 29. des Geſetzes 
vom 9. November 1843. verfahren. 


Tranſitoriſche Beſtimmungen. 


1) Bis zum Ablaufe des erſten Betriebsjahres hat es dabei ſein Be— 
wenden, daß die in dem §. 30. des vorſtehenden Statuts bezeichneten Vertreter 
in dem Umfange der diesfaͤlligen Beſtimmungen deſſelben, Direktoren der Ger 
ſellſchaft, und rechtsverbindlich für dieſelbe zu handeln befugt find. Ä 

2) Entſteht eine Vakanz bei denfelben, fo erfolgt der Erſatz nach den 
Beſtimmungen des Statuts. 

3) In der erſten General-Verſammlung werden in einem Skrutinium 
nach Maaßgabe des §. 28. neue Aktionaire zu Ausſchußmitgliedern und deren 
Stellvertretern erwaͤhlt. 

4) Nuͤckſichtlich der Grundſaͤtze über Annahme der Wahlen der ſtellver⸗ 
tretenden Direktoren gelten die Beſtimmungen des Statuts uͤber die Wahlen 
der Ausſchußmitglieder. 

5) Auch fuͤr die erſte General⸗Verſammlung ſollen die Beſtimmungen 
des Statuts über Bevollmaͤchtigungen in den General-Verſammlungen gelten. 


(Nr. 3521.) Schema 


Schema der Aktie. 


„ 
Einhundert Thaler in Preuss. Courant. 


Actie 


der 


Niederſchleſiſchen Zweigbahn⸗Geſellſchaft. 


Jade dieſer Aktie hat zur Kaffe der Niederſchleſiſchen Zweig- Eifenbahn - Gefell- 
ſchaft Einhundert Thaler Preuss. Courant baar eingezahlt und nimmt nach 
S Höhe dieset Betrages in Gemäßheit des am von Sr. Majeſtät 
ige von Preußen Allerhöchſt beftätigten Statutes verhältnißmäßigen Antheil 
an dem geſammten Eigenthume, dem Gewinn und Verluſte der Geſellſchaft. 


Glogau, den ten 


Niederfchlefifche Zweigbahn-Geſellſchaft. 
(L. S.) (Namen der Direktoren.) 


nfcheine und Koupons. 
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Beſtimmungen über Dividenden 


Eingetragen im Geſellſchafts Stammregiſter Fol. 


